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Vorwort 

Während Jahrzehnten haben tatsächliche und vermeintliche Marktversa­
gen die staatlichen Regulierungseingriffe quantitativ und qualitativ an­
steigen lassen. In neuerer Zeit ist jedoch das immer engere Geflecht von 
Regulierungen verstärkt auf Kritik gestoßen und ist zugleich die Effizienz 
des Wirtschaftshandelns staatlicher Institutionen vermehrt hinterfragt 
worden. Der Glaube an die Möglichkeiten des Recht- und Sozialstaates, 
mit allen sich stellenden Problemen erfolgreich fertigzuwerden, ist verlo­
ren gegangen und die Zweifel an der Regelungseffizienz hoheitlicher Nor­
mierungen haben den Blick vom Marktversagen auf das Staatsversagen 
schwenken lassen. 
In der Schweiz sind Regulierungseingriffe meist in der Weise erfolgt, daß 
der Staat ein gewisses Marktsegment in eigener Verantwortung durch ein 
öffentliches Unternehmen übernommen oder sich zumindest maßgeblich 
an einem monopolistisch auftretenden gemischtwirtschaftlichen Unter­
nehmen beteiligt hat. Demgegenüber sind in den USA die privatwirt­
schaftlichen Strukturen kaum angetastet worden, doch unterstehen die 
Unternehmen einer Verwaltungskontrolle durch unabhängige Kommis­
sionen. Besonders ausgeprägt ist die Regulierung in den Transport-, 
Kommunikations- und Energiemärkten, die sich zu wettbewerbspoliti­
schen Ausnahmebereichen entwickelt haben. Ebenso sind diese Märkte 
aber auch namhaft von der jüngsten Tendenzwende zur Reprivatisierung 
bzw. Deregulierung erfaßt worden; die hauptsächlichsten gesetzgeberi­
schen wie auch faktischen Deregulierungserfolge während der letzten 
Jahre haben sich in den USA v. a. zwischen 1978 und 1981 in den Trans­
port-, Kommunikations- und Energiemärkten verwirklichen lassen. In 
der Schweiz sind in den gleichen Bereichen Versuche, das wettbewerbs­
wirtschaftliche Element zu stärken, nicht zu übersehen (Leistungsauftrag 
der SBB, Teilabbau des PTT-Monopols, Liberalisierung des Rundfunk­
marktes). 
Die vorliegende Untersuchung hat den Zweck, die Möglichkeiten und 
Grenzen der staatlichen Wirtschaftsregulierung (bzw. -deregulierung) so­
wie den Einsatz der verschiedenen Regulierungsinstrumente (Stärken und 
Schwächen) in den Transport-, Kommunikations- und Energiemärkten in 
der Schweiz und in den USA darzustellen; angesichts der unterschiedli-

25 


